
B e s c h l u s s p r o t o k o l l  
 

über die 25. öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 07.11.2019 im 
Kolpinghaus, Am Rinnentor 46, 64625 Bensheim 

 
 
Beginn:   18:00 Uhr 
 
 
Anwesend sind: 
 
Stadtverordneter Bahadori, Feridun A 
Stadtverordnetenvorsteherin Deppert, Christine A 
Stadtverordnete Becker, Sibylle A 
Stadtverordneter Dorsheimer, Ralf A 
Stadtverordneter Gärtner, Maximilian A 
Stadtverordneter Geißelmann, Markus A 
Stadtverordneter Heinz, Tobias A 
Stadtverordnete Jackstein, Petra A 
Stadtverordneter Klos, Rico A 
Stadtverordnete Marquardt, Tanja A 
Stadtverordnete Schich-Kiefer, Ingrid A 
Stadtverordneter Dr. Schwalbach, Peter A 
Stadtverordneter Torre, Carmelo A 
Stadtverordneter Woißyk, Markus A 
Stadtverordneter Bauer, Werner A 
stellv. Stadtverordnetenvorsteherin Lux, Christiane A 
Stadtverordnete Middleton, Eva A 
Stadtverordneter Moritz, Heiko A 
Stadtverordneter Schrader, Thorsten A 
Stadtverordneter Sydow, Michael A 
Stadtverordneter Fendler, Wolfram A 
Stadtverordneter Kredel, Jochen A 
Stadtverordneter Müller, Moritz A 
Stadtverordnete Ottiger, Waltrud (bis TOP 12) A 
Stadtverordnete Sterzelmaier, Doris A 
Stadtverordneter Wüstner, Hanns-Christian A 
stellv. Stadtverordnetenvorsteher Apfel, Franz A 
Stadtverordneter Koller, Norbert A 
Stadtverordneter Reuter, Helmut A 
Stadtverordnete Dr. Vogt-Saggau, Ulrike A 
Stadtverordnete Wohland, Ruth A 
Stadtverordneter Fischer, Tobias (ab TOP 8) A 
Stadtverordnete Kaplan-Reiterer, Hildegard (ab TOP 8) A 
Stadtverordneter Steinert, Holger A 
Stadtverordneter Kahnt, Rolf A 
Stadtverordneter Dr. Schuster, Erwin A 
Stadtverordneter Wetzel, Dominik A 
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Stadtverordneter 
 
Entschuldigt 
 
 
 
 
 

Dr. Tiemann, Rolf 
 
Ameis, Henning 
Ahlheim, Rainer 
Mehling-Großenbach, Karoline 
Dr. Götz, Thomas 
Hausmann, Jascha 
 

A 

Ausländerbeirat 
 
Magistrat 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verwaltung 
 
 
Schriftführer 

Dankwerth, Yvonne 
Dr. Schmidt, Fatemeh 
 
Bürgermeister Richter, Rolf 
Rauber-Jung, Nicole 
Oyan, Adil 
Born, Andreas 
Roeder, Oliver 
Seibert, Hans 
Bauer, Norbert 
Kalb, Peter E. 
Uhde, Joachim 
Aßmus, Bernd 
Rothermel, Wilhelm 
 
Nawrat, Björn-Holger 
Jost, Heike 
 
Swatschina, Benjamin 

A 
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I. 
Mitteilungen und Berichte 

 
 
Punkt 
1.a) 

Mitteilungen und Berichte der Stadtverordnetenvorsteherin und 
der Ausschussvorsitzenden 

  

 
 
Punkt 
1.b) 

Abgabe von persönlichen Erklärungen der Stadtverordneten oder 
Magistratsmitglieder 

  

 
 
Punkt 
1.c) 

Mitteilungen und Berichte des Magistrats gemäß § 50 Abs. 3 HGO 

  

 
 

II. 
Beschlussfassung ohne Aussprache 

 
 
Punkt 2) Neufassung der Benutzungs- und Gebührenordnung für die 

Gemeinschaftseinrichtung der Stadt Bensheim im Ortsteil 
Langwaden 

  

 
Beschluss: 
 
Die Neufassung der Benutzungs- und Gebührenordnung für das Gemeinschaftshaus in 
Bensheim-Langwaden wird beschlossen. 
 
Die Neufassungen der Benutzungs- und Gebührenordnungen treten am 01.01.2020 nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 35 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 01 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen 
 
 
Punkt 3) Projektvorlage: Dorfgemeinschaftshaus Gronau – Verbesserung 

Akustik 
  

 
Beschluss: 
 
Den Maßnahmen zur Verbesserung der Akustik im Dorfgemeinschaftshaus (DGH) 
Gronau wird zugestimmt. 
 
Die hierfür veranschlagten Kosten belaufen sich auf insgesamt ca. 40.000 €. 
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Für die Maßnahme stehen im Haushaltsplan 2019 beim Produkt 2.60.01 „Bereitstellung 
von Gebäuden“, Investitionsprojekt 5.001490. „DGH Gronau – Verbesserung Akustik“ 
Mittel in Höhe von 40.000 € bereit.  
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 36 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen 
 
 
Punkt alt 
6) neu 4) 

Bebauungsplan BW 5 "West V" - 15. Änderung 
hier: 
- Abwägungsbeschluss 
- Satzungsbeschluss 

  

 
Beschluss: 
 
1) Der Vorschlag zur Abwägung der im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 

gem. § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen wird hiermit beschlossen. 
 

2) Der Bebauungsplan BW 5 „West V“ – 15. Änderung, einschließlich der enthaltenen 
Gestaltungsfestsetzungen nach § 91 HBO, wird in der vorliegenden Fassung gem. 
§ 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. 
 

 
Der Beschluss wird gefasst mit: 36 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen 
 
 
Punkt alt 
7) neu 5) 

Bebauungsplan BW 15 F "Kappesgärten VI" 
hier: 
- Beschluss des Abwägungsvorschlages 
- Beschluss des Entwurfes 
- Beschluss der formellen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

  

 
Beschluss: 
 
1) Der Vorschlag zur Abwägung der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 

Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB eingegangenen Stellungnahmen wird in 
der vorliegenden Fassung beschlossen. 
 

2) Der Entwurf des Bebauungsplanes BW 15 F „Kappesgärten VI“ wird in der 
vorliegenden Fassung beschlossen. 
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3) Die förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB, sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB wird 
hiermit beschlossen. 

 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 32 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 04 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen 
 
 
 
Punkt alt 
9) neu 6) 

1. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung einer Steuer 
auf Spielapparate und auf das Spielen um Geld oder Sachwerte im 
Gebiet der Stadt Bensheim 
Hier: Erhöhung der Steuersätze 

  

 
Beschluss: 
 
1. § 4 Steuersätze erhält folgende Fassung: 
 

(1) Die Steuer beträgt zu § 2a): je angefangenen Kalendermonat und Apparat 
 

a) für Spielapparate mit Gewinnmöglichkeit in Spielhallen: 20 v.H. der Bruttokasse 
 

b) für Spielapparate mit Gewinnmöglichkeiten in Gaststätten und an sonstigen 
Aufstellorten: 20 v.H der Bruttokasse 

 
c) für Spielapparate ohne Gewinnmöglichkeiten in Spielhallen: 8,5 v.H. der 

Bruttokasse, höchstens 100,00 € 
 

d) für Spielapparate ohne Gewinnmöglichkeiten in Gaststätten und an sonstigen 
Aufstellorten: 8,5 v.H., höchstens 50,00 € 

 
e) für Apparate, mit denen sexuelle Handlungen oder Gewalttätigkeiten dargestellt 

werden oder die eine Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges zum 
Gegenstand haben: 35 v.H. der Bruttokasse, höchstens 500,00 € 

 
(2) Beim Vorliegen von negativen Salden besteht keine Möglichkeit, diese mit 

positiven Kasseninhalten anderer Apparate in diesem Kalendermonat oder mit 
positiven Kasseninhalten des den Verlust erwirtschaftenden Apparates oder 
anderer Apparate in den Vor- oder Folgemonaten zu verrechnen. 

 
(3) Die Steuer beträgt zu § 2b): je angefangenem Quadratmeter und Kalendermonat 

35,00 €. 
 

(4) Der Gesamtbetrag ist auf volle Euro nach unten abzurunden. 
 
 
2. Der beigefügten 1. Änderungssatzung zur derzeit gültigen Satzung über die 

Erhebung einer Steuer auf Spielapparate und auf das Spielen um Geld oder 
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Sachwerte im Gebiet der Stadt Bensheim (Spielapparatesteuersatzung) vom 
18.12.2015 wird zugestimmt. 

 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 35 Ja-Stimmen, 01 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
mehrheitlich angenommen 
 
 
 
Punkt alt 
10) neu 
7) 

Wirtschaftsplan 2020 des Eigenbetriebs Kinderbetreuung 

  

 
Beschluss: 
 
Die Betriebskommission empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden 
Beschluss zu fassen: 
 
Aufgrund der §§ 92 ff. der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der zuletzt gültigen 
Fassung, der §§ 15 ff. Eigenbetriebsgesetz (EigBGes) in der zuletzt gültigen Fassung, 
sowie der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb Kinderbetreuung vom 16.12.2010 
geändert durch den 1. Nachtrag vom 01.04.2012 hat die Stadtverordnetenversammlung 
in ihrer Sitzung am ________ folgenden Wirtschaftsplan beschlossen: 
 

§ 1 
 

Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2020 wird 
 
 
im Erfolgsplan     in den Erträgen auf       21.136.962 EUR 
  
      in den Aufwendungen auf      21.136.962 EUR 
 
 
im Vermögensplan  Mittelherkunft          6.397.510 EUR 
 
    Mittelverwendung   6.397.510 EUR   festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Kredite werden in Höhe von 3.630.790 EUR veranschlagt.  
 

§ 3 
 
Es werden Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 6.855.000 EUR veranschlagt. 
 
 

§ 4 
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Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Wirtschaftsjahr 2020 zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.500.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Die Ansätze für Investitionsmaßnahmen im Vermögensplan sind gegenseitig 
deckungsfähig. 
 

§ 6 
 

Es gilt die von der Stadtverordnetenversammlung am _______beschlossene 
Stellenübersicht. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 31 Ja-Stimmen, 01 Nein-Stimme, 04 Enthaltungen, 
mehrheitlich angenommen 
 
 

III. 
Beschlussfassung mit Aussprache 

 
 
Punkt 8) Entwurf der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes mit 

Anlagen für das Haushaltsjahr 2020 
 hier: 1. Lesung 

  

 
Anmerkung: Str. Oyan bringt den Haushalt mit Hilfe einer Präsentation ein. Die 

Präsentation und die Haushaltsrede sind als Anlage im 
Ratsinformationssystem abrufbar. 

 
 
Punkt alt 
12.a) 
neu 9.a) 

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU, GLB und BfB zur 
Satzung zur Aufhebung der Straßenbeitragssatzung 

  

 
Anmerkung: Die Stadtverordneten Fischer und Klos waren zum Zeitpunkt der 

Abstimmung nicht anwesend. 
 
Beschluss: 
 
Der dritte Absatz im Beschlussvorschlag wird wie folgt ersetzt: 
 
„Im Haushaltsjahr 2019 werden die entfallenden Straßenbeiträge, sofern diese nicht 
über Mehreinnahmen oder Minderausgaben gedeckt werden können, über Kredite 
finanziert. 
 
Der Magistrat wird beauftragt, bis nach der Sommerpause 2020 Vorschläge für 
Kürzungen, Reduzierungen bzw. Abplanungen, insbesondere bei den investiven 
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Auszahlungen, vorzulegen, um als Gegenfinanzierung für die wegfallenden 
Straßenbeiträgen ab dem Jahr 2021 eine Kreditaufnahme soweit wie möglich zu 
vermeiden.“ 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 30 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 06 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen 
 
 
Punkt 
9.b) 

Änderungsantrag der SPD-Fraktion zur Satzung zur Aufhebung 
der Straßenbeitragssatzung 

  

 
Anmerkung: Die Stadtverordneten Fischer und Klos waren zum Zeitpunkt der 

Abstimmung nicht anwesend. 
 
Beschluss: 
 
Der letzte Satz wird wie folgt ersetzt: 
 
„Der Magistrat wird beauftragt, bis vor der Sommerpause 2020 Vorschläge für 
Kürzungen, Reduzierungen bzw. Abplanungen, insbesondere bei den investiven 
Auszahlungen, vorzulegen, um als Gegenfinanzierung für die wegfallenden 
Straßenbeiträge ab dem Jahr 2021 eine Kreditaufnahme soweit wie möglich zu 
vermeiden. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 06 Ja-Stimmen, 28 Nein-Stimmen, 02 Enthaltungen, 
mehrheitlich abgelehnt 
 
 
Punkt alt 
12.c) 
neu 9.c) 

Satzung zur Aufhebung der Straßenbeitragssatzung 

  

 
Anmerkung: Die Stadtverordneten Fischer und Klos waren zum Zeitpunkt der 

Abstimmung nicht anwesend. Die beschlossene Änderung aus TOP 12.a) 
wurde mit beschlossen (fett). 

 
Beschluss: 
 
Die Satzung zur Aufhebung der Straßenbeitragssatzung vom 22.09.2006 wird 
beschlossen. 
 
Diese Aufhebungssatzung tritt rückwirkend zum 07.06.2018 in Kraft. 
 
 
 
 



9 

 

Im Haushaltsjahr 2019 werden die entfallenden Straßenbeiträge, sofern diese 
nicht über Mehreinnahmen oder Minderausgaben gedeckt werden können, über 
Kredite finanziert. 
 
Der Magistrat wird beauftragt, bis nach der Sommerpause 2020 Vorschläge für 
Kürzungen, Reduzierungen bzw. Abplanungen, insbesondere bei den investiven 
Auszahlungen, vorzulegen, um als Gegenfinanzierung für die wegfallenden 
Straßenbeiträgen ab dem Jahr 2021 eine Kreditaufnahme soweit wie möglich zu 
vermeiden. 
 
 
Der Beschluss, inkl. der Änderung aus TOP 12.a), wird gefasst mit: 36 Ja-Stimmen, 0 
Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, einstimmig angenommen 
 
 
 
Punkt alt 
13.a) 
neu 
10.a) 

Ergänzungsantrag der FDP-Fraktion bezüglich "Nachtragshaus-
haltsplan 2019 - Einbezug Bushaltestelle am TSV Auerbach-
Vereinsgelände an der Saarstraße oder Bereich Kreisverkehrs-
anlage Saarstraße/Berliner Ring in den Verkehrsentwicklungs-
plan" 

  

 
Anmerkung: Die Beschlussfassung erfolgte nach Aussprache von TOP 11). 
 
Beschluss: 
 
1. In den zu beauftragenden Verkehrsentwicklungsplan wird eine Bushaltestelle für 

den ÖPNV und der Einbezug der Haltestelle in die Streckenführung des ÖPNV 
im Bereich des TSV Auerbach-Vereinsgeländes an der Saarstraße bzw. an oder 
in der Nähe der Kreisverkehrsanlage Saarstraße/Berliner Ring einbezogen. 

 
2. Hierfür werden die sowieso schon vorgesehenen Mehrkosten zur Erstellung des 

Verkehrsentwicklungsplanes beim Produkt 2.33.01 Verkehrsrechtliche 
Angelegenheiten in Höhe von 65.000 Euro (Konto 6120000) um 500 Euro erhöht. 

 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 12 Ja-Stimmen, 26 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
mehrheitlich abgelehnt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Punkt alt 
13.b) 

Nachtragshaushaltsplan 2019 der Stadt Bensheim 
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neu 
10.b) 

hier: Beschlussfassung über die Nachtragssatzung und den 
Nachtragsplan für das Haushaltsjahr 2019 (2. Lesung) 

  

 
Anmerkung: Die Beschlussfassung erfolgte nach Aussprache von TOP 11). 
 
Beschluss: 
 
Der Nachtragssatzung und dem Nachtragsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird unter 
Berücksichtigung der vorgenommenen Änderungen (sh. zusammengefasste 
Änderungsliste, Stand 28.10.2019) wie folgt zugestimmt: 
 
a.) 

a) Es verändern sich im Ergebnishaushalt 
 
im ordentlichen Ergebnis 
die Erträge von seither  105.750.121,00 EUR auf 106.130.771,00 EUR 
die Aufwendungen von seither       105.191.198,00 EUR auf 106.010.998,00 EUR 
 
(Ordentliches Ergebnis               558.923,00 EUR auf         119.773,00 EUR) 
 
im außerordentlichen Ergebnis 
die Erträge von seither                           459.700,00 EUR auf        713.900,00 EUR 
die Aufwendungen von seither            3.087.000,00 EUR auf     2.130.000,00 EUR 
 
(Außerordentliches Ergebnis - 2.627.300,00 EUR auf  -  1.416.100,00 EUR) 
 
und das Jahresergebnis von seither - 2.068.377,00 EUR auf  -  1.296.327,00 EUR 
 
Es verändern sich im Finanzhaushalt 
 
der Zahlungsmittelfluss aus laufender Verwaltungstätigkeit 
von seither  2.551.891,15 EUR  auf 2.373.991,15 EUR 
 
die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
von seither  9.395.245,92 EUR  auf 7.268.045,92 EUR 
die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 
von seither  19.311.990,00 EUR  auf 19.078.990,00 EUR 
 
die Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit  
von seither  9.916.744,08 EUR  auf 11.810.944,08 EUR 
die Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit  
von seither  3.341.000,00 EUR  auf 3.341.000,00 EUR 
 
und der Zahlungsmittelüberschuss / Zahlungsmittelbedarf des Haushaltsjahres 
von seither                                       -    789.108,85 EUR  auf  -     967.008,85 EUR 

 
 
b) Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von  

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen  
erforderlich ist, wird gegenüber der  
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bisherigen Festsetzung in Höhe von            9.916.744,08 EUR 
um                 1.894.200,00 EUR 
erhöht und damit auf            11.810.944,08 EUR 

 neu festgesetzt. 

 
Darin sind Kredite aus dem Hessischen Investitionsfonds, Abteilung B in Höhe 
von 300.000,00 EUR, aus Abt. C in Höhe von 322.500,00 EUR sowie 
Kofinanzierungsdarlehen aus dem Hessenkassengesetz in Höhe von 455.088,00 
EUR enthalten. 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite aus dem Hessischen Investitionsfonds, Abteilung 
B und C, die bereits bewilligt sind bzw. über die Verträge abgeschlossen worden 
sind und die in diesem und in künftigen Haushalts-jahren zur Auszahlung 
anstehen, wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 3.070.000,00 
EUR auf 3.808.000,00 EUR erhöht. 

 
Die Investitionsfondskredite verteilen sich wie folgt: 

 

Haushaltsjahr bisher 
EUR 

erhöht um 
EUR 

vermindert um 
EUR 

neu 
EUR 

2019 850.000 322.500 550.000 622.500 
2020 600.000 250.000 0 850.000 
2021 1.030.000 0 0 1.030.000 
2022 590.000 300.000 0 890.000 
2023 415.500 415.500 0 415.500 

 
c)  Der bisherige Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung 

von Ausgaben in künftigen Jahren für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 
4.846.900,00 EUR um 1.805.000,00 EUR auf 6.651.900,00 EUR erhöht. 

 
d) Der bisherige Höchstbetrag der Kassenkredite wird nicht geändert. 
 
e) Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden nicht geändert. 
 
f) Der bisherige Stellenplan wird nicht geändert.  
 
g) Die bisherigen Regelungen in der Haushaltssatzung hinsichtlich über- und 

außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen werden nicht 
geändert. 

 
b.) 
 
Dem Investitionsprogramm für die Jahre 2018 bis 2022 wird zugestimmt. 
 
c.) 
 
Dem Haushaltssicherungskonzept wird zugestimmt. 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 28 Ja-Stimmen, 10 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
mehrheitlich angenommen 
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Punkt alt 
4) neu 
11) 

Antrag des Tennisclub Blau-Weiß e.V. Bensheim auf Gewährung 
eines städtischen Zuschusses 

  

 
Beschluss: 
 
Dem Antrag des TC Blau-Weiß e.V. Bensheim auf Gewährung eines städtischen 
Zuschusses zu den Kosten für die Erneuerung der 4-Feld-Tragluftseilhalle wird 
entsprochen. 
 
Zu den Gesamtkosten von 242.650 Euro wird der städtische Zuschuss auf die 
Zuschusshöchstgrenze in Höhe von 5.100 Euro festgesetzt. 
 
Die erforderlichen Mittel stehen im Nachtragshaushalt 2019 bei Projekt 5.001037 
„Investitionsfördermaßnahmen für Vereine“ zur Verfügung gestellt. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 37 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 01 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen 
 
 
 
Anmerkung: Stellv. Stadtverordnetenvorsteherin Lux übernimmt die Sitzungsleitung. 
 
 
 
Punkt alt 
5) neu 
12) 

Katholische Kindertagesstätte St. Winfried; 
Ersatzneubau einer Kindertagesstätte 

  

 
Anmerkung: Die Stadtverordneten Dr. Schwalbach und Kaplan-Reiterer waren zum 

Zeitpunkt der Abstimmung nicht anwesend. 
 
Beschluss: 
 
Dem Antrag der katholischen Pfarrgemeinde St. Laurentius auf Gewährung eines 
städtischen Zuschusses zu den Kosten für den viergruppigen Neubau der 
Kindertagesstätte St. Winfried wird zugestimmt. 
 
Zu den Kosten in Höhe von 5.930.000 €, die mit der Schaffung des Neubaus verbunden 
sind, wird der städtische Zuschuss auf 4.745.000 € festgesetzt und im Wirtschaftsplan 
2020 des Eigenbetriebs Kinderbetreuung veranschlagt.  
Sollten die beantragten Fördermittel des Bundes bewilligt werden, führt dies zu einer 
Reduzierung des städtischen Zuschusses. 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 32 Ja-Stimmen, 01 Nein-Stimmen, 02 Enthaltungen, 
mehrheitlich angenommen 
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Punkt alt 
8) neu 
13) 

GGEW Bergstraße AG 
Hier: Satzungsänderung 

  

 
Anmerkung: Stve. Schich-Kiefer war zum Zeitpunkt der Abstimmung nicht anwesend. 
 
Beschluss: 
 
Der vorliegenden Änderung des § 2 "Gegenstand des Unternehmens" der Satzung der 
GGEW Bergstraße AG wird zugestimmt. 
 
In den Städten bzw. Stadtteilen und Gemeinden, in denen 
Wohnungsbaugenossenschaften sozialen Wohnungsbau betreiben, ist die GGEW AG 
angehalten, Bautätigkeiten im sozialen Wohnungsbau in Kooperation mit diesen 
Genossenschaften abzustimmen.  
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 29 Ja-Stimmen, 07 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
mehrheitlich angenommen 
 
 
Punkt 
14) 

Antrag der Fraktionen von CDU, GLB, BfB, SPD, AfD, FDP und des 
Vertreters der FWG bezüglich "Termin Bürgermeisterwahl" 

  

 
Anmerkung: Stve. Schich-Kiefer war zum Zeitpunkt der Abstimmung nicht anwesend. 

Auf Nachfrage bestand zu diesem TOP kein Aussprachebedarf. 
 
Beschluss: 
 
Der Termin für die anstehende Bürgermeisterwahl wird auf Sonntag, 21. Juni 2020 
festgelegt. Eine Stichwahl ist für Sonntag, 5. Juli 2020 vorzusehen. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 36 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen 
 
 
 
Punkt 
15) 

Antrag der FDP-Fraktion bezüglich "Verbesserung Fahrradwege-
Kennzeichnungen Innenstadt zwischen Storchennest und 
Parktheater" 

  

 
Anmerkung: Der Beschlussvorschlag wurde zur endgültigen Beratung und 

Beschlussfassung in die nächste Sitzung des BUP verwiesen 
(voraussichtlich findet die Sitzung am 05.12.2019 statt). 
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Beschluss: 
 
1. Auf dem Fahrradweg, der als „Sonderweg für Radfahrer“ zwischen Rodenstein-

straße (nahe Storchennest) und Einmündung Gerbergasse in die Straße Am 
Rinnentor ausgewiesen ist sowie auf dem Fahrradweg zwischen Kreuzung 
Bahnhofstraße/Promenadenstraße und Fußgängerüberweg Rodensteinstraße 
(an der B 3/B47) neben dem Kurzzeitparkplatz neben dem Parktheater, werden 
große blau-weiße Doppel-Fahrradweg-Piktogramme auf dem Boden angebracht, 
wie sie bereits an einer Stelle, nämlich am Knotenpunkt Gerbergasse/Haupt-
straße/Mathildenstraße schon vorhanden sind bzw. auf dem Radweg entlang des 
Beauner Platzes inzwischen verblasst und nicht mehr zu erkennen sind. Die 
Verwaltung prüft dabei, in welchem geringstmöglichen Abstand die Piktogramme 
gemäß StVO aufgebracht werden können und veranlasst sodann eine 
entsprechende Aufbringung. 

 
2. Beim Rest der Strecke zwischen Mohács-Platz und Kreuzung Bahnhofstraße/ 

Promenadenstraße, der als Fußweg mit einem Zusatzschild mit Fahrradsymbol 
und dem Wort frei ausgewiesen wird, wird die rötliche Bodenfarbe und die auf die 
Fahrbahn aufgebrachten Symbole (Pfeile, Fahrradpiktogramme, Hinweise) 
erneuert. 

 
3. Desweiteren soll ein Hinweisrichtungsschild am Fußgängerüberweg Kreuzung B 

3/B 47 neben Parktheaterkurzparkzone Richtung Stadtmitte angebracht werden, 
wo bisher nur eines für die umgekehrte Richtung angebracht ist, um den 
Fahrradverkehr über den Kurzzeitparkplatz und Fußweg neben und vor dem 
Parktheater weitgehend zu reduzieren. 

 
 
 
Der Beschluss, über die Verschiebung des Beschlussvorschlages zur endgültigen 
Beratung und Beschlussfassung in die nächste Sitzung des BUP, wird gefasst mit: 
37 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, einstimmig angenommen 
 
 
 
Punkt 
16) 

Antrag der FDP-Fraktion bezüglich "Anschaffung eines neuen 
Kühlschranks für die städtische Grillplatzanlage Berliner Ring" 

  

 
Anmerkung: Der Antrag wurde vom Antragsteller zurückgezogen. 
 
Beschluss: 
 
Für die städtische Grillplatzanlage am Berliner Ring wird ein neuer energieeffizienter 
Kühlschrank angeschafft, der mindestens das Fassungsvermögen des bisherigen 
Gerätes hat und spätestens bis zum 1. März 2020 dort aufgestellt. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 0 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
Tagesordnungspunkt wurde zurückgezogen 
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IV. 
Anfragen 

 
 
Punkt 
17) 

Anfrage der Fraktionen von CDU, GLB und BfB bezüglich 
"Anlegung von Blühwiesen und Blühstreifen in dieser 
Wahlperiode" 

  

 
Anmerkung: Die Anfragebeantwortung wurde verteilt. 
 
 
Punkt 
18) 

Anfrage der FDP-Fraktion bezüglich "Bezahlung Bürgernetzwerk 
oder Bürgerforum Zukunft Innenstadt" 

  

 
Anmerkung: Die Anfragebeantwortung wurde verteilt. 
 
 
Punkt 
19) 

Anfrage der FDP-Fraktion bezüglich "Vertretung der Stadt 
Bensheim bei der Anhörung "Starke Heimat Hessen" 

  

 
Anmerkung: Die Anfragebeantwortung wurde verteilt. 
 
 
Punkt 
20) 

Anfrage der FDP-Fraktion bezüglich "Qualifikation, 
Aufgaben/Befugnisse, Anzahl, Kosten und Einnahmen 
Stadtpolizei" 

  

 
Anmerkung: Die Anfragebeantwortung wurde verteilt. 
 
 
Punkt 
21) 

Anfrage der SPD-Fraktion bezüglich "Änderung des 
Bebauungsplanes zur Erweiterung des LIDL-Marktes im Stadtteil 
Auerbach" 

  

 
Anmerkung: Die Anfragebeantwortung wurde verteilt. 
 
 
Punkt 
22) 

Anfrage der FDP-Fraktion bezüglich "Öffnung der Fußgängerzone 
für den Radverkehr von 20.00 Uhr bis 8.00 Uhr" 

  

 
Anmerkung: Die Anfragebeantwortung wurde verteilt. 
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V. 
Informationen 

 
 
Punkt 
23) 

Projekt Neustrukturierung sozialer Wohnbau im Quartier Rhein- 
Mosel- Elbestraße durch Wohnbau Bergstraße eG; Sachstand 

  

 
Anmerkung: Die Information wurde zur Kenntnis genommen. 
 
 
Punkt 
24) 

Jahresbericht 2018 der Stadt Bensheim nach den Richtlinien zum 
Umgang mit Sponsoring, Werbung, Spenden und mäzenatischen 
Schenkungen zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben 

  

 
Anmerkung: Die Information wurde zur Kenntnis genommen. 
 
 
Punkt 
25) 

Sachstand Oktober 2019 Fahrradparkhaus und Wache 

  

 
Anmerkung: Die Information wurde zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Bensheim, den 08.11.2019 
 
 
Ende der Sitzung:  21:46 Uhr 
 
 
 
 
 
_______________________________  ______________________________ 
Christine Deppert     Christiane Lux 
Stadtverordnetenvorsteherin   Stellv. Stadtverordnetenvorsterin 
 
 
 
 
 
_______________________________ 

Benjamin Swatschina 
Schriftführer 


